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Der SPD-Landesverband Baden-
Württemberg zählt heute rund
37 000 Mitglieder; 1976 lag seine
Mitgliederzahl noch bei 78 000. Ihr
stärkstes Ergebnis bei Landtags-
wahlen fuhren die Sozialdemokra-
ten im Südwesten 1964 ein, als sie
unter dem Vorsitz von Alex Möller
37,3 Prozent der Stimmen holten
und auf 47 Parlamentarier kamen.
Bei der Wahl am 13. März dieses
Jahres erlebte die Landespartei un-
ter der Ägide von Nils Schmid ihr
bislang größtes Desaster mit einem
Stimmenanteil von nur noch 12,7
Prozent und lediglich 19 Abgeord-
neten. Dazwischen lag mit der Wahl
von 2001 nach jahrelangem Nieder-
gang ein Zeichen der Hoffnung. Un-
ter dem Landesvorsitz von Ute Vogt
errangen die Sozialdemokraten im
Ländle damals 33,3 Prozent der
Stimmen. Man hoffte, die Negativ-
serie beendet zu haben. Das erwies
sich jedoch als Trugschluss. In den
folgenden Landtagswahlen baute
die Partei erneut ab. WV

Hintergrund

STABWECHSEL IM OKTOBER? Zur neuen Chefin der schwächelnden Südwest-SPD und Nachfolgerin von Nils Schmid könnte die Parteibasis im Oktober die Gewerkschafterin Leni
Breymaier berufen. Auf dem Archivfoto vom Karlsruher Landesparteitag 2009 gratuliert Schmid seiner Stellvertreterin. Archivfoto: Deck

In der Südwest-SPD ist die Zeit der Leisetreter vorbei
Als Nachfolgerin von Parteichef Nils Schmid hat die Gewerkschafterin Leni Breymaier gute Chancen / Parteitag im Oktober

Von unserem Redaktionsmitglied
Wolfgang Voigt

Stuttgart. Sie ist vielleicht kein Schön-
geist, und ganz sicher ist sie keine Prädi-
katsjuristin. Man sieht sie auf Landes-
parteitagen auch nicht mit der franzö-
sischsprachigen Zeitung „Le Monde“
unterm Arm. Eher hört man sie. Es sind
meist deutliche Worte und eindringliche
Bilder, in denen Leni Breymaier spricht.
Laut und leidenschaftlich kann sie sein.
Auf die Nerven kann sie den anderen ge-
hen. Genauso eine, sagen sie in der teils
frustrierten, teils verunsicherten Süd-
west-SPD, braucht es jetzt. Eine, die Ta-
cheles redet und die wahrgenommen
wird. Wenn die Partei schon an
Schwindsucht leidet, muss jemand vorn
stehen, der umso präsenter ist.

Die 12,7 Prozent, auf die die einst stol-
ze baden-württembergische Sozialde-
mokratie bei der Landtagswahl am 13.

März zusammengeschnurrt ist, haben
längst auch den letzten Parteistrategen
alarmiert. Die Frage ist: Welche Perso-
nalentscheidung an der Spitze bringt
für die SPD in dieser Lage den größten
Effekt, nachdem der bisherige Front-
mann Nils Schmid seinen unausweichli-
chen Rückzug angekündigt hat. Die an
der Basis am weitesten verbreitete Ant-
wort: Die Partei braucht nach der kra-
chenden Bauchlandung ein Kontrast-
programm. Gesucht wird diesmal also
kein Leisetreter, und am besten jemand,
der sich wieder auf den Markenkern der
Sozialdemokratie konzentriert. „Das
macht schon deshalb Sinn“, sagt ein al-
ter Fahrensmann aus der Fraktion, „weil
wir mit Grünen und CDU zwei gefühlte
Besserverdiener-Parteien an der Regie-
rung haben.“

Für die 1960 in Ulm geborene Leni
Breymaier spricht noch mehr: Die ge-
lernte Einzelhandelskauffrau hat als

Landesbezirksleiterin der Gewerkschaft
Verdi Management-Geschick bewiesen.
Dass sie keine falschen Rücksichten
nimmt und die frontale Attacke schätzt,
kann angesichts des gegenwärtigen Zu-
stands der aus der Landesregierung ge-
flogenen Partei auch kein Nachteil sein.

Da nehmen selbst badische Genossen
billigend in Kauf, dass die Hoffnungs-
trägerin mit der uneitlen Ausstrahlung
und der praktischen Kurzhaarfrisur
durch und durch Schwäbin ist. Ex-
Landtagsabgeordneter Johannes Stober
wünscht sich jemanden, der wahrge-
nommen wird, Führungsstärke hat und
bodenständig ist. Der Karlsruher Kreis-
vorsitzende Parsa Marvi hielte es für

gut, wenn die Mitglieder die Auswahl
unter mehreren Persönlichkeiten hätten.

Am Samstag diskutiert der SPD-Lan-
desvorstand in Klausur den fälligen Er-
neuerungsprozess; den für 23. Juli vor-
gesehenen Landesparteitag hat man
zwischenzeitlich in eine Klausurtagung
für Amts- und Mandatsträger umfunk-
tioniert. Das eigentliche Delegierten-
treffen soll am 22. Oktober stattfinden.
Dann will sich die Sozialdemokratie ei-
nen neuen Kopf geben. Wenn mehrere
Kandidaten ihren Hut in den Ring wer-
fen, ist zuvor eine Mitgliederbefragung
obligatorisch. Sollte am Ende Breymai-
er das Rennen machen, müsste nach
Lage der Dinge ein Bundestagsmandat
her. Was sich angesichts des nahenden
Urnengangs im September kommenden
Jahres aber wohl organisieren ließe.

Doch noch immer sind auch ganz an-
dere Überlegungen im Rennen. Nicht
wenige sähen gern eine Personalunion

aus Fraktions- und Parteichef – was
Landtags-Frontmann Andreas Stoch je-
doch weniger wünscht. Andere setzen
auf den bisherigen Bundesratsminister
Peter Friedrich. Der gilt zwar als solider
Arbeiter, nicht aber als Verkörperung ei-
nes Neubeginns. Und die vor allem in
der Technologieregion Karlsruhe gern
gehörte Version, OB Frank Mentrup
könnte sich als SPD-Retter hervortun,
gilt kaum als realistisch. In zweiter Rei-
he – das hat der Rathauschef signalisiert
– ließe er sich in die Pflicht nehmen.
Parteichef und OB-Amt gelten aber aus
Zeitgründen als inkompatibel.

Und dann ist da noch ein Denkanstoß,
den der Kreisvorsitzende von Baden-
Baden/Rastatt Jonas Weber einspeist:
Warum in dieser Lage nicht auf einen
unverbrauchten Seiteneinsteiger setzen,
der neue Zeiten verkörpert? Einen bei-
spielsweise wie Wolfgang Grenke, den
Karlsruher IHK-Präsidenten?

Wahrnehmbarkeit
und Führungsstärke

Kampf gegen illegale Migration
EU will die Wanderungsströme besser lenken / Blue Card wird reformiert

Brüssel. Von Januar bis Ende Mai sind
rund 200 000 Flüchtlinge und Migran-
ten über das Mittelmeer in die EU ge-
kommen. 150 000 landeten in Grie-
chenland, 50 000 gingen in Italien an
Land. 2 443 Menschen kamen bei der
Überfahrt mit Schmugglerbooten im
Mittelmeer ums Leben, allein 615 da-
von im Mai. Die Zahlen sprechen eine
deutliche Sprache: Die EU ist trotz des
Deals mit der Türkei nach wie vor Ziel
von vielen illegalen Zuwanderern. Die
EU-Kommission reagiert darauf. Sie
hat in Straßburg ein Paket vorgelegt,
das die illegale Einwanderung eindäm-
men, aber auch mehr legale Zuwande-
rung nach Europa ermöglichen soll.

Die eine Säule sind strategische Part-
nerschaften mit Ländern, aus denen

viele Zuwanderer kommen. Mit diesen
überwiegend afrikanischen Ländern
will Brüssel maßgeschneiderte Partner-
schaften eingehen. Kommissions-Vize
Frans Timmermans sagt: „Die EU muss
mit Drittstaaten zusammenarbeiten,
um das Sterben im Mittelmeer zu been-
den und Ordnung in die Migrations-
ströme zu bringen.“ Nach dem Modell
des Türkei-Deals sollen nun maßge-
schneiderte Lösungen für die Zusam-
menarbeit mit Ländern wie Niger, Ni-

geria, Senegal, Mali und Äthiopien ge-
funden werden. Auch mit Tunesien und
Libyen wolle man besser ins Geschäft
kommen. Im Vorderen Orient hat die
EU Jordanien und Libanon im Blick.

Dabei geht es zunächst einmal darum,
den Menschenhändlern das Handwerk
zu legen. Die Zahl der Rückführungen
illegaler Zuwanderer in ihre Heimat-
länder soll erhöht werden. Hintergrund
ist, dass 2014 nur 40 Prozent der ausge-
wiesenen Zuwanderer tatsächlich auch

die EU verlassen haben. Nach dem Vor-
bild vom Niger, wo die EU Ende ver-
gangenen Jahres ein Migrationszen-
trum aufgebaut hat, sollen in anderen
afrikanischen Ländern Anlaufstellen
entstehen. Die EU verspricht den Part-
nerländern bei einer Kooperation Geld.
Für kurzfristige Hilfe will die EU eine
Milliarde Euro bereitstellen, wobei die
Mitgliedsländer davon die Hälfte auf-
zubringen haben. Mittelfristig sollen
dann Programme aufgelegt werden, die

die Wirtschaft in den afrikanischen
Staaten ankurbeln.

Die zweite Säule der EU-Initiative ist,
Europa attraktiver für Spitzenkräfte
aus anderen Teilen der Welt zu machen.
Dahinter steht die Erkenntnis, dass die
Blue Card, die Talenten den Weg nach
Europa ebnen soll, nicht erfolgreich
war. Die Hürden für Spitzenkräfte sol-
len daher gesenkt werden: Bisher muss-
te der Bewerber ein Jobangebot zum an-
derthalbfachen Durchschnittslohn des
Mitgliedslandes nachweisen. Künftig
soll es den nationalen Regierungen frei-
gestellt werden, die Lohnschwelle selbst
zu bestimmen. Und: Auch Flüchtlinge,
die den internationalen Schutz genie-
ßen, sollen sich für eine Blue Card be-
werben können. Markus Grabitz

Glücklich altern
vor allem die Männer

Deutsche leben gesünder als noch vor 20 Jahren
Von unserer Mitarbeiterin
Verena Mörzl

Berlin /Karlsruhe. Wie leben die Deut-
schen während ihrer Rente? Können sie
sich im Ruhestand Freizeit mit Ehe-,
dem Lebenspartner oder bestem Freund
überhaupt leisten und sind sie dafür vi-
tal genug? „Die Angst vor dem Älter-
werden schwindet“, sagt Bundesfamili-
enministerin Ma-
nuela Schwesig
(SPD) jetzt bei der
Vorstellung des
„Deutschen Alters-
surveys“ in Berlin.
Gut zwei Drittel der Menschen in der
zweiten Lebenshälfte seien gesund und
trieben regelmäßig Sport. Die Studie
zeige zudem, dass Bildungsgrad und Ge-
sundheit zusammenhängen würden. Je
weniger Bildung, desto weniger würden
Menschen auf eine gesunde Ernährung
achten und desto mehr klagten sie über
Depressionen.

Was die Gesundheit angeht, zeigt die
Studie jedoch keinen ganz einheitlichen
Trend: Im Jahr 2014 haben über 65-Jäh-
rige weniger Beschwerden als in den
Jahren zuvor. Bei den unter 65-Jährigen
hat sich demnach die Situation seit 2008
verschlechtert. Sie kämpften häufiger

mit psychischen Problemen. Der „Deut-
sche Alterssurvey“ hat sich zum fünften
Mal mit dem Älterwerden in Deutsch-
land befasst. Das Deutsche Zentrum für
Altersfragen (DZA) wertete in der Stu-
die die Aussagen von rund 6 000 Teilneh-
mern aus dem Jahr 2014 aus. Die Befrag-
ten waren zwischen 40 und 85 Jahre alt.

Seit den 90er Jahren hätten sich nicht
nur die Zahlen rund um die Gesundheit

verändert, sondern
auch die in den so-
zialen Beziehun-
gen. Wie Schwesig
sagt, ist „der Trau-
schein für viele

nicht mehr das A und O.“ Bei den 40- bis
54-Jährigen seien rund 67 Prozent ver-
heiratet. 1996 wären es noch rund 83
Prozent gewesen. Auch wenn die Familie
die wichtigste Stütze der Deutschen sei,
die Rolle von Nachbarn, Freunden und
Bekannten werde immer wichtiger.

Laut Studie arbeiten immer mehr älte-
re Menschen während ihres Ruhestands.
Nach Angaben der Ministerin liege das
allerdings nicht in allen Fällen an einem
niedrigen Kontostand, sondern ver-
mehrt an der Gesundheit und dem Spaß
im Job. Auch der Anteil der Arbeitneh-
mer, die bis 65 arbeiteten, sei im Jahr
2014 auf 38,8 Prozent gestiegen. 2008

hätte die Quote noch bei 27,7 Prozent
gelegen.

Die Umfrage zeigt an einigen Stellen
dennoch negative Trends. So beklagt
Schwesig das extreme Ungleichgewicht
beim Einkommen zwischen Ost- und
Westdeutschland sowie Männern und
Frauen. Wie aus dem Report hervorgeht,
vereinbaren vor allem Frauen ihren Job,
den Haushalt, womöglich noch die Pflege
von Eltern und die Erziehung der Kinder.
Sie klagten deshalb über Unzufrieden-
heit. Bei Partnern, die sich diese Aufgabe
teilten, fühlen sich beide wesentlich
wohler. Allerdings, so bekräftigt Schwe-

sig, sei das oft niedrigere Einkommen der
Frauen für die klassische Rolle verant-
wortlich. Viele Familien lebten mit dem
Gehalt des Vaters und einer Teilzeit der
Mutter besser, als umgekehrt. Dass sich
Männer kaum für das Wäschewaschen
und eine Elternzeit interessierten, stim-
me nicht in allen Fällen.

Mit einer Familienpflegezeit und einer
Anpassung der Löhne der Frauen könne
das, aber auch die Altersarmut, die oft-
mals ältere Frauen träfe, gelöst werden,
heißt es weiter. Außerdem sollte die
Pflege von Angehörigen oder die Zeit, in
der Mütter bei ihren Kindern sind, bes-

ser auf die Rente angerechnet werden
können. „Wenn Männer immer ein hö-
heres Einkommen haben, dreht sich eine
Spirale zu Ungunsten der Frau“, sagt
Schwesig. Familien müssten selbst ent-
scheiden, wer bei den Kindern zu Hause
bleibe. Aber die Regierung müsse sie in
jedem Fall unterstützen.

Zwar sind nur wenige Deutsche von
Altersarmut betroffen, doch viele belas-
teten die steigenden Mieten, von der
Wohneigentümer eher nicht betroffen
sind. Der Studie zufolge ist die Mietbe-
lastung vor allem für ältere alleinleben-
de Frauen enorm.

AKTIVER UND ZUVERSICHTLICHER: Gut zwei Drittel der Menschen in der zweiten Lebenshälfte sind nach einer Langzeitstudie gesund
und treiben regelmäßig Sport. Dazu zählt auch der Besuch im Fitnessstudio – wie hier auf unserem Bild. Foto: dpa

„Die Angst vor dem
Älterwerden schwindet“
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